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ben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche For­
schung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten auszu­
üben;

f) eine feste Einrichtung, die insbesondere im anderen 
Vertragstaat von Unternehmen eines Vertragstaates auf 
der Grundlage oder infolge von Vereinbarungen zwi­
schen den Vertragstaaten besteht oder errichtet wird 
und ausschließlich zu dem Zwecke unterhalten wird, 
mehrere der unter den Buchstaben a) bis e) genannten 
Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich dar­
aus ergebende Gesamttätigkeit der festen Einrichtung 
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt.

4. Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhängigen Ver­
treters im Sinne des Absatzes 5 — für ein Unternehmen tä­
tig und besitzt sie in einem Vertragstaat die Vollmacht, im 
Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt 
sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unter­
nehmen ungeachtet des Absatzes 1 so behandelt, als habe 
es in diesem Staat für alle von der Person für das Unter­
nehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei 
denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in Ab­
satz 3 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine 
feste Einrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem 
genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machen.

5. Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebstätte in einem Vertragstaat, weil 
es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär 
oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern 
diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstä­
tigkeit handeln.

6. Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer 
Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragstaat 
ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte 
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine 
der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen.

Artikel 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

1. Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige Per­
son aus unbeweglichem Vermögen bezieht, das im anderen 
Vertragstaat liegt, können im anderen Vertragstaat be­
steuert werden.

2. Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeu­
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragstaates zukommt, 
in dem das Vermögen liegt. Schiffe und Luftfahrzeuge gel­
ten nicht als unbewegliches Vermögen.

3. Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen 
Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens.

Artikel 7 

Geschäftsgewinne

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates aus 
Geschäftstätigkeit können im anderen Vertragstaat nur 
dann besteuert werden, wenn dieses Unternehmen seine 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. 
Die Besteuerung ist dabei auf den Teil der Gewinne be­
schränkt, der dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
kann.

2. Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte wer­
den die für die Betriebstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, 
ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder 
anderswo entstanden sind.

3. Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren 
für das Unternehmen wird einer Betriebstätte kein Ge­
winn zugerechnet.

4. Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Ar­
tikeln dieses Abkommens gesondert behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be­
stimmungen dieses Artikels nicht berührt.

Artikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im in­
ternationalen Verkehr können nur in diesem Staat be­
steuert werden.

2. Absatz 1 gilt auch für die Gewinne des schwedisch-dänisch­
norwegischen Luftfahrtkonsortiums „Scandinavian Airli­
nes System“ (SAS), jedoch nur insoweit, als diese auf die 
Beteiligung der AB Aerotransport (ABA), des schwedi­
schen Teilhabers des „Scandinavian Airlines System“, am 
Konsortium entfallen.

3. Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer inter­
nationalen Betriebsstelle.

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen
1. Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder 
dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertrag­
staates beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter­
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren 
kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an ver­
einbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die 
von denen abweichen, die unabhängige Unternehmen mit­
einander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die 
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt 
hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, 
den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und ent­
sprechend besteuert werden.

2. Werden in einem Vertragstaat den Gewinnen eines Unter­
nehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet — und ent­
sprechend besteuert —, mit denen ein Unternehmen des an­
deren Vertragstaates in diesem Staat besteuert worden ist, 
und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um 
solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates er­
zielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren 
würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Än­
derung der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer 
vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen 
dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls 
werden die zuständigen Behörden der Vertragstaaten ein­
ander konsultieren.

Artikel 10 

Dividenden

1. Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansässige Ge­
sellschaft an eine im anderen Vertragstaat ansässige Per­
son zahlt, können im anderen Vertragstaat besteuert wer­
den.


